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1
Antrag, Stellenausstattung
Beantragt wird die Schaffung von 5,50 Planstellen zum Aufbau eines Ärztlichen und Psychologischen Dienstes beim Jobcenter Stuttgart. 
Die Dienstleistungen „Ärztlicher Dienst“ (ÄD) und „Psychologischer Dienst“ (PD) erbringt noch bis Jahresende 2011 die Bundesagentur für Arbeit (BA) gegen Kostenerstattung; für die Optionskommunen stehen diese Leistungen ab 2012 nicht mehr zur Verfügung.  

2
Schaffungskriterien

Stellenschaffung zur Erfüllung der vom Gemeinderat beschlossenen neuen Aufgaben.
Die Landeshauptstadt Stuttgart wurde mit der „Zweiten Verordnung zur Änderung der Kommunalträger-Zulassungsverordnung“ des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales vom 14.04.2011 als sog. „zugelassener kommunaler Träger“ (Optionskommune) für die Wahrnehmung der Aufgaben nach dem SGB II zugelassen. Um die unter Ziffer 3.1 beschriebenen, durch die Zulassung neu hinzukommenden Aufgaben erfüllen zu können, sind die zusätzlichen Stellenkapazitäten erforderlich.
3
Bedarf

3.1
Anlass
Die medizinische und psychologische Beratung und Begutachtung wird zum integralen Bestandteil der Vermittlungs- und Integrationsprozesse. Das Fallmanagement wird um diese prozessbegleitende Expertise ergänzt. Die Dienste unterstützen die persönlichen Ansprechpartner(innen) bei der Beurteilung der gesundheitlichen Einschränkungen und der sich daraus ergebenden Konsequenzen für Fördermaßnahmen und Vermittlung. Ziel ist ein verbessertes „Profiling“, also eine genauere Standortbestimmung, wenn Vermittlungsprozesse durch geltend gemachte Einschränkungen verzögert werden. Durch Fallkonsultationen und eine direkte Zusammenarbeit wird mehr Handlungssicherheit für die weitere Integrationsplanung hergestellt.

Zielsetzungen sind insb.:

-
Feststellung der Leistungs- / Erwerbsfähigkeit,

-
Verbesserung der Leistungsfähigkeit durch die Einleitung von medizinischen Behandlungen und / oder gesundheitsbezogenen Maßnahmen,

-
Verständigung auf eine angemessene Eingliederungsstrategie,

-
Überprüfung nicht ausreichend begründeter Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen,

-
Erhöhung der Relevanz der Ergebnisse der Diagnostik für die weitere Integrationsarbeit.

Im Jahr 2010 wurden rd. 2.250 ärztliche und ca. 400 psychiatrische / psychologische Begutachtungen vorgenommen. Hierfür entstanden insgesamt Kosten in der Größenordnung von 290.000 €.
Die zu schaffenden Planstellen werden entsprechend der aktuellen Arbeitsmarktsituation im ärztlichen Bereich voraussichtlich nicht einfach und nicht zeitnah zu besetzen sein. Nachdem aber ab 01.01.2012 Gutachten zu erstellen sein werden, wurden die für die Stellenschaffung zu erwartenden Personalkosten zunächst als Sachkostenbudget in Höhe von 344.600 EUR für den Einkauf von Dienstleistungen bei Honorarärzten in den Geschäftsplan des Jobcenters aufgenommen. Dieses Budget kann dann bei Besetzung der Stellen sukzessive in das Personalkostenbudget umgesetzt werden.
3.2
Bisherige Aufgabenwahrnehmung

Dienstleistungen durch die BA, welche ab 2012 nicht mehr zur Verfügung stehen.
3.3
Auswirkungen bei Ablehnung der Stellenschaffungen

Im Falle einer Ablehnung der beantragten Stellenschaffungen wäre der Erfolg zahlreicher Vermittlungs- und Integrationsprozesse des Jobcenters gefährdet. 
4
Stellenvermerke
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